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jenigen für die Drohung durch den totalen Krieg verkoppeln zu können.

Qerade das fördert das Verhängnis des totalen Krieges und den
Zwang zu solchen plößlich zu ergreifenden Maßnahmen. Die ganze
Weltsituation macht es auf alle Weise klar, daß nur ein völliger Einsäte,

für den Frieden auch für die Schweiz lebensnotwendig ist. Alles
andere ist niht mehr real, sondern entweder Selbsttäuschung oder
gedankenloses Verharren und Festhalten an Vorausseßungen, die die
Wasserstoffbombe mit dem totalen Krieg endgültig begraben haben.

Uberparteilihes Rheinaukomitee
Unsern Schweizer Abonnenten legen wir zur Orientierung und

Besinnung zwei Rundbriefe des überparteilichen Rheinaukomitees
bei. Dieses Komitee «hat beschlossen, seinen Namen beizubehalten als

Erinnerung an den ersten eindrucksvollen Aufstand des Volkes gegen
die Übermacht der Technik». Es will in diesem Sinne weiterkämpfen.
«Wiederum wird es ein Kampf von vielen einfachen Menschen, die für
ein ideales Ziel Opfer zu bringen bereit sind, gegen die geldmächtige
Elektrowirtschaft sein, welche ihre unkontrollierte Machtstellung in
unserem demokratischen Staatswesen mit Recht bedroht sieht.»

«Wir richten uns nicht gegen die Kraftnußung der Wasserläufe
an sich, wir bekämpfen aber den Totalitätsanspruch der Technik, die in
der Ausbeutung der Natur keine Grenze einhält.»

Dieser Rheinau-Kreis (uberparteilihes Rheinaukomitee) bittet, sich
ihm anzuschließen. Präsident ist O. Hürsch, Redaktor des
«Landboten», Winterthur. Die offizielle Adresse lautet: Schaffhauserstr. 37,
Neuhausen am Rheinfall. Weitere Auskünfte sind durch diese Adresse
erhältlich. Die Redaktion

Offener Brief von 104 badisch-württembergischen

Pfarrern an die Abgeordneten
des Deutschen Bundestages

Verehrte Trau Abgeordnete, verehrter Herr Abgeordneter!
Erlauben Sie uns, einigen badischen und württembergischen Pfarrern,

denen das Schicksal ihrer Gemeinden auf das Gewissen gebunden
ist, daß wir aus bedrücktem Herzen heraus Ihnen einige Anliegen
vortragen mit der Bitte, sie ernstlich zu bedenken und auf unsere Fragen
klare Antwort zu geben.

1. Wir sind je länger je mehr der Überzeugung, daß im Zeitalter
der Atombomben und bei der ganzen weltpolitischen Lage die Auf-
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Stellung deutscher Divisionen nicht bloß zwecklos, sondern geradezu
gefährlich und verhängnisvoll ist. Deutschland würde in einem Krieg
zwischen West und Ost auf jeden Fall Kriegsschauplaß, das heißt
praktisch, nach kürzester Zeit eine Wüste. Glauben Sie das vor Gott
und Ihrem Gewissen verantworten zu können?

2. Jeder Einsichtige in der ganzen Welt erkennt heute, daß eine
allgemeine, planmäßige Abrüstung dringend nötig ist, wenn nicht
Unsummen von Kräften und Werten sinnlos vertan und unausdenkliche
Katastrophen heraufbeschworen werden sollen. Deutschland, das
bereits abgerüstet ist, könnte und sollte dabei an der Spiße marschieren.

Verspielt es nicht, wenn es jeßt aufrüstet, wieder einmal eine
weltgeschichtliche Chance und gräbt sein eigenes Grab?

3. Wir fürchten und sehen es kommen, daß sich die neue Wehrmacht

auch innenpolitisch verhängnisvoll auswirken wird. Die reaktionären

Kräfte werden gestärkt, das Parlament wird mehr und mehr an
die Wand gedrückt werden. Warum widersteht man dieser Entwicklung

nicht von Anfang an, ehe es - wie einst - zu spät sein wird?
4. Wir sind der Überzeugung, daß Deutschland auf keinen Fall

aufrüsten dürfte, solange es gespalten ist. Die Aufrüstung vertieft diese
Spaltung und macht sie zum Dauerzustand. Eine entschlossene Politik
der Verständigung, des Brückeseins zwischen West und Ost allein
ermöglicht die Wiedervereinigung. Warum geht man diesen Weg
nicht? Wer hat ein Interesse an dem Fortbestehen des jeßigen
Zustandes?

5. Die Bonner Regierung verhandelt mit Sowjetrußland, Jugoslawien

und anderen Staaten, deren Regierungen doch auch nicht auf
hundertprozentig demokratische Weise ans Ruder gekommen sind und
sich betätigen. Warum kann sie nicht mit den Deutschen jenseits der
Zonengrenze und ihrer nun eben faktisch einmal gegebenen Regierung

verhandeln? Warum kann kein Weg zur Einigung der Deutschen
gefunden werden? Glaubt irgend jemand in Bonn, daß auf dem Weg,
den man mit erstaunlicher Starrheit geht, je Deutschland ohne Krieg
geeinigt und ein Zustand wirklichen Friedens herbeigeführt werden
könnte?

6. Wir sind überzeugt, daß nur in einer radikalen Umkehr von
der vom Herrn Bundeskanzler zwar in Moskau bestrittenen, aber
praktisch hartnäckig vertretenen Politik der Stärke zu einer Politik der
Verständigung nach allen Seiten die Rettung Deutschlands vor dem
Untergang liegt. Können und wollen Sie nicht in diesem Sinn die Ihnen
übertragenen demokratischen Vollmachten nüßen, statt eine
Regierungsweise zu stüßen, die in ihren autoritären Methoden an verhängnisvolle

Vorgänger erinnert?
Gezeichnet: Pfarrer Rudolf Daur, Stuttgart, Pfarrer Lempp, Nel-

lingen, Pfarrer Robert Hartkäse, Qelbingen, Pfarrer Ludwig Simon,
Mannheim, und die übrigen.
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